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Uwe Kranenpohl

„Pluralismus“ in der Staatsrechtslehre – eine Problemanzeige

„Ein Gespenst geht um in Europa“1 – doch diesmal ist es aber nicht der Kommunismus, 
wie 1848 kolportiert. Die Herausforderung des 21. Jahrhunderts ist für die liberal-demo-
kratischen Gesellschaften der Populismus. Zwar blieben in Deutschland populistische 
Parteien und Bewegungen länger als in den Nachbarländern außerhalb der Parlamente, 
doch seit einem Jahrzehnt ist auch diese Barriere gefallen. 

In der Auseinandersetzung mit dem erstarkten Rechtspopulismus zeigt sich, dass dessen 
langjähriger Misserfolg nicht auf eine erhöhte ‚Resilienz‘ der deutschen Bevölkerung zu-
rückzuführen ist, denn immer deutlicher zeigt sich, dass Deutschland für seinen Kampf um 
die Bewahrung der Freiheitlich-demokratischen Grundordnung eher schlecht gewappnet 
erscheint.2 Dafür lassen sich eine Vielzahl von möglichen Begründungen anführen, aber 
ein ganz wesentlicher Grund liegt nach meiner Ansicht auch darin, dass in Deutschland 
der ‚Rechtsstaat‘ lange vor der ‚Demokratie‘ etabliert wurde.3  
Dies resultiert nicht nur aus einem gewissen ‚Fremdeln‘ der traditionsreichen deutschen 
Staatsrechtslehre mit einer der Grundlagen unseres liberal-demokratischen Gemeinwe-
sens: dem ‚Pluralismus‘. Sondern auch – wie im Folgenden gezeigt wird – in einer insge-
samt wenig elaborierten Auseinandersetzung mit diesem Begriff. Zunächst sind aber zur 
Klärung des Begriffs die unterschiedlichen Gesellschaftsvorstellungen von Populismus 
und Pluralismus herauszuarbeiten. 

‚Gesellschaft‘ im Populismus und Pluralismus 

Die populistischen Bewegungen, seien sie programmatisch ‚rechts‘ oder ‚links‘ konnotiert, 
zeichnen sich durch eine Reihe gemeinsamer Merkmale aus,4 von denen hier nur die für 
die weiteren Ausführungen zentralen herausgegriffen werden sollen: 

•	 Es wird die Existenz einer homogenen Gesellschaft (‚Volk‘) postuliert, in der keine 
ernsthaften Interessendifferenzen bestehen. Diese Idealisierung einer empirisch nicht 

1	  Marx, Karl / Engels, Friedrich (1848): Manifest der Kommunistischen Partei, Berlin (Ost) 55 1988, S. 41.
2	 Vgl. dazu etwa Maximilian Steibeis‘ im ‚Verfassungsblog‘ veröffentlichten fulminanten Essay „Ein Volks-

kanzler“ (https://verfassungsblog.de/ein-volkskanzler/, 09.09.2019, DOI: 10.17176/20190909-201315-0.
3	 Vgl. Benda, Ernst (1995): Rechtsstaat, in: Herzog, Dieter (Hg.): Lexikon der Politik, Bd. 1, S. 515–519, hier: 

S. 515f.
4	 Vgl. grundsätzlich: Decker, Frank (Hg.) (2006): Populismus in Europa. Gefahr für die Demokratie oder 

nützliches Korrektiv?, Wiesbaden; Diehl, Paula (82020): Populismus, in: Staatslexikon. Recht – Wirtschaft 
– Gesellschaft, hg. v.d. Görres-Gesellschaft, Bd. 4, Freiburg, Sp. 927–932.

https://verfassungsblog.de/ein-volkskanzler/
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feststellbaren Homogenität geht mit einer Ablehnung von Diversität einher. 
•	 Nach Auffassung des Populismus kann das homogene Volk einen einheitlichen Willen 

bilden und diesen auch ausdrücken. 
•	 Lassen sich Gruppen, die sich dem (vermeintlich) einheitlichen Volkswillen entgegen-

stellen, nicht als ohnehin ‚volksfremd‘ etikettieren, gelten sie als ‚abgehobene‘ oder 
korrupte Eliten – wenn nicht gar als ‚Volksverräter:innen‘. Einher geht dieser antieli-
täre Habitus mit dem Anspruch, die Überzeugungen der ‚einfachen Leute‘ oder der 
‚schweigenden Mehrheit‘ zu vertreten.

•	 Regeln und Institutionen, die die politische Umsetzung des einheitlichen Volkswillens 
hemmen könnten, gelten als ‚undemokratisch‘ und sind daher zu missachten und 
nach Meinung der Populisten erforderlichenfalls zu beseitigen. Stattdessen sind ‚einfa-
che‘ Entscheidungsverfahren zu etablieren, die eine möglichst bruchlose Umsetzung 
des ‚Volkswillens‘ ermöglichen.  

Im Lichte eines solchen naiv-rousseauistischen Politikverständnisses sind (verfassungs)recht-
liche Regelungen allenfalls unter Zweckmäßigkeitsgesichtspunkten zu betrachten. Dies gilt 
für materiell-rechtliche Aspekte, d.h. inhaltliche Regelungsgegenstände wie etwa individuel-
le Grundrechte, noch mehr aber für Formalrechtliches, also Verfahrensregelungen. 

Dagegen ist unter Pluralismus – insbesondere in seiner Spielart des ‚Neopluralismus‘ nach 
Ernst Fraenkel – ein Gesellschaftskonzept zu verstehen, welches eine deskriptive wie eine 
normative Komponente enthält:5 Es konstatiert nicht nur die Tatsache vielfältiger Unter-
schiedlichkeit menschlicher Orientierungen, Befindlichkeiten und Interessen, sondern 
bejaht diese Buntheit der conditionis humanae ausdrücklich normativ.  
Die Vielfältigkeit und Diversität der Orientierungen und Interessen in einer Gesellschaft 
sind also nicht Merkmale einer bedauernswerten gesellschaftlichen Heterogenität, die 
eigentlich zu überwinden wäre, sondern ihre Ermöglichung und Absicherung werden als 
eigentliche Aufgabe einer menschenwürdigen politischen Ordnung verstanden. 

Die Absicherung erfolgt durch die Gleichberechtigung aller Individuen im Sinne ihres glei-
chen Rechts, anders zu sein; rechtlich umgesetzt in Grundrechten und dem Rechtsstaats-
prinzip. Über diese und einige fundamentale Verfahrensregeln muss in der pluralistischen 
Gesellschaft Konsens bestehen, während über alle anderen gesellschaftlichen Fragen 

5	 Ernst Fraenkel hat keine geschlossene Darstellung seines Konzepts des Neopluralismus vorgelegt, son-
dern dieses jeweils perspektivisch in kürzeren Beiträgen skizziert, die er fast alle zwischen 1964 und 
1974 in der mehrfach neu aufgelegten Aufsatzsammlung „Deutschland und die westlichen Demokra-
tien“ zusammenfasste, die den Grundstock des von Alexander v. Brünneck herausgegebenen Bandes 
5 seiner „Gesammelten Schriften“ bildet (Baden-Baden 2007). Vgl. auch Brünneck, Alexander v. (2007): 
Vorwort, in: Fraenkel, Ernst: Gesammelte Schriften, Bd. 5, Baden-Baden 2007, S. 9–49, hier: S. 15–28.
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gegebenenfalls zu streiten ist. Das Mehrheitsprinzip ist dann jenes Verfahren, mit dem 
über die im kontroversen Sektor aufgeworfenen Fragen vorläufig (!) entschieden wird.6

Empirische Erhebung 

Bei der Beantwortung der Frage, ob die Bundesrepublik als liberal-demokratischer Rechts-
staat der Herausforderung des Populismus wirklich gewachsen ist, kommt damit dem 
Verständnis des Konzepts ‚Pluralismus‘ besondere Bedeutung zu. Wird dieses aber von 
der deutschen Staatsrechtlehre, einer Wissenschaftsdisziplin, die den Anspruch erhebt, 
die Grundlagen unseres Staates zu beforschen und über diese zu lehren, in ausreichender 
Weise rezipiert? 

Für eine erste Annäherung an die Antwort ist zunächst einmal zu analysieren, welchen 
(quantitativen) Stellenwert ‚Pluralismus‘ in der staatsrechtlichen Lehr- und Kommentar-
literatur einnimmt, darauf aufbauend ist anhand einschlägiger Textpassagen inhalts-
analytisch zu ermitteln, wie sich die Staatsrechtslehre zum Konzept des ‚Neopluralismus‘ 
verhalten. 
 
In der Analyse berücksichtigt wurde folgendes Schrifttum: 

•	 vierzehn juristische Kommentare zum Grundgesetz, 
•	 drei jeweils mehrbändige Handbücher zum Staatsrecht sowie 
•	 zwanzig einschlägige Lehrbücher zum Staatsrecht

in jeweils aktueller Auflage.7

Ausgewertet wurden jeweils die – meist sehr umfangreichen und detaillierten – Indices 
der Publikationen darauf, ob (und wie oft) sie das Stichwort „Pluralismus“ aufwiesen. 
Die ältesten Publikationen waren der „Alternativkommentar“ in 2. Auflage,8 Klaus Sterns 
„Handbuch des Staatsrechts“ (beide 1984), das „Handbuch des Verfassungsrechts“ (1994) 
sowie das Lehrbuch von Konrad Hesse (1995).

Bewusst wurde die Perspektive von Studierenden eingenommen, die sich zunächst 
einmal orientieren möchten und dazu zum einschlägigen Lehrbuch, zum Verfassungs-
kommentar oder auch zu den mehrbändigen Handbüchern greifen. Es ist zudem davon 

6	 Vgl. Fraenkel, Ernst (1969): Strukturanalyse der modernen Demokratie, in: ders.: Gesammelte Schriften, 
Bd. 5, Baden-Baden 2007, S. 314–343, hier: 338f.

7	 Vgl. das Verzeichnis im Anhang.
8	 Die 3. Auflage des „Alternativkommentars“ (Denninger, Erhard, et al. [Hrsg.] [2001ff.]: Kommentar zum 

GG, Neuwied) verfügt nicht über einen Index und konnte daher nicht berücksichtigt werden. Gleiches 
gilt für den „Berliner Kommentar“ (Friauf, Heinrich / Höfling, Wolfgang [Hrsg.] [2000ff.]: Berliner Kom-
mentar zum GG, Berlin).
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auszugehen, dass angehende Jurist:innen mit zumindest einigen dieser Werke in Kontakt 
kommen und dass ihre Inhalte letztlich auch das Ergebnis der juristischen Ausbildung prä-
gen. Somit gibt die Erhebung damit eine Antwort auf die Frage, was deutsche Jurist:innen 
über ‚Pluralismus‘ wissen können – erschlossen darüber, was sie mit den geläufigen 
Recherchetechniken aus der ihnen in der Ausbildung begegnenden Literatur dazu finden 
könnten. 

Quantitative Auswertung 

Schon ein flüchtiger Blick auf die Ergebnisse verdeutlicht: „Pluralismus“ ist offenkundig 
kein zentraler Gegenstand der juristischen Ausbildung. In 24 der insgesamt 37 Publika-
tionen, also zwei Dritteln, findet sich im Index der Eintrag ‚Pluralismus‘ überhaupt nicht. 
Lediglich in vier Werken, dem Bonner Kommentar und den drei Handbüchern verweist 
der jeweilige Index auf eine zweistellige Anzahl von Textpassagen. Vorliegende Verweise 
rekurrieren allerdings sehr häufig auf die Religionsfreiheit und drohen damit das Phäno-
men ‚Pluralismus‘ auf einen für die historische Genese der Idee zwar bedeutsamen, das  
Konzept heute aber bei weitem nicht mehr umfassend erfassenden Aspekt zu verengen. 
Stärker auf ein modernes Verständnis zielen wohl Bezugnahmen auf die freiheitlich-demo-
kratische Grundordnung, die mitunter aber sehr allgemein bleiben. 

Bemerkenswert ist auch, dass das „Handbuch des Staatsrechts“ (insg. zwölf Indexeinträge) 
viermal auf ‚Rechtspluralismus‘ und dreimal auf ‚dialogischen Pluralismus‘ verweist – also 
Konzeptionen, die mit dem ‚Neopluralismus‘ allenfalls am Rande zu tun haben. Beim 
„Bonner Kommentar“ (17 Indexeinträge) verweisen mehr als zwei Drittel der Einträge auf 
Artikel 5 GG, also die Informations-, Meinungs-, Kunst- und Wissenschaftsfreiheit. Damit ist 
zwar ein zentrales Element einer neopluralistischen Staatsordnung benannt, doch bleibt 
die der Meinungsvielfalt vorgelagerte gesellschaftliche Heterogenität dabei weitgehend 
aus dem Blick. Unter den Publikationen mit einer größeren Zahl von Verweisen vermittelt 
allein das „Handbuch des Verfassungsrechts“ ein umfassenderes Verständnis von Pluralis-
mus. Dies ist möglicherweise eine Folge der Tatsache, dass die Herausgeber Ernst Benda, 
Werner Maihofer und Hans-Jochen Vogel umfassende Erfahrungen in der aktiven Politik in 
führenden Positionen vorweisen konnten – und zeitweise sogar die für Verfassungsfragen 
zentralen Bundesministerien für Inneres (Benda 1968/69, Maihofer 1974 bis 1978) bzw. 
Justiz (Vogel 1974 bis 1981) führten. 
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Auflösung der Kurzbezeichnungen im Anhang.

Abb.: Verweise auf „Pluralismus“ im Index ausgewählter staatsrechtlicher Publikationen (Anzahl)
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Argumentationslinien zum Pluralismus 

Die bloße Zahl der Erwähnungen in der staatsrechtlichen Literatur gibt einen ersten 
Hinweis, doch wesentlicher ist der Inhalt der Ausführungen. Neben den Passagen unter 
dem Stichwort ‚Pluralismus‘ werden zur Abrundung des Bildes zusätzlich auch jene zur 
‚Volkssouveränität‘ untersucht.9 Analytisch können drei Hauptströmungen unterschieden 
werden, die im Folgenden anhand von Textauszügen vorgestellt werden. 

Lediglich individualrechtliche Begründungen des Demokratieprinzips 

Eine ganze Reihe von Textpassagen leitet das Demokratieprinzip aus individualrechtlichen 
Ansprüchen ab. Für Christoph Degenhardt ist es 

im Kern also in der Menschenwürdegarantie als der Fundamentalnorm des GG 
verankert.10 

Auch für Wilfried Berg fußt das Demokratieprinzip in der Menschenwürde, wird bei ihm 
aber zugleich über die Volkssouveränität vermittelt: 

Die Entscheidung für die Demokratie ist Konsequenz der Volkssouveränität […] und 
letztlich Ausdruck der […] zwingend geforderten Achtung vor der Menschenwürde 
und vor den Menschenrechten.11 

Dabei bleibt aber letztlich unklar, wie das liberal-individualistische Prinzip der Achtung 
der Menschenwürde mit dem republikanisch-kollektivistischen der Volkssouveränität 
vermittelt wird. Diesen Antagonismus benennen Herbert Bethge und Christian v. Coelln 
dagegen deutlich: 

Der demokratische Ursprung aller Staatsgewalt macht das staatliche Gewaltmono-
pol erträglich. […] Die „Volkssouveränität“ erhebt Volk und/oder Parlament nicht 
über die Verfassung und die dort verbürgten Freiheitsrechte.12 

9	 Auch ‚Volkssouveränität‘ ist kein zentraler Begriff und inhaltlich bleibt es meist bei einer deklarato-
rischen Erwähnung im Zusammenhang mit der ‚Legitimationskette‘ staatlicher Hoheitsausübung. 
Inhaltliche ‚Aufladungen‘ des Begriffs sind eher selten. 

10	 Degenhardt, Rn. 25a. Vgl. zu den detaillierten bibliographischen Angaben der ausgewerteten Texte die 
Aufstellung im Anhang. 

11	 Berg, Rn. 117.
12	 Bethge/v. Coelln, S. 16, 24. 
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Während Berg und Degenhardt weitgehend ignorieren, dass das Verständnis von Demo-
kratie nicht notwendigerweise ein liberal-rechtstaatliches sein muss, benennen Bethge 
und v. Coelln zumindest das in unterschiedlichen Demokratieverständnissen schlum-
mernde Spannungsfeld, welches Heidrun Abromeit auf die plakative Formulierung 
gebracht hat, unter dem Grundgesetz sei nicht ‚das Volk‘, sondern ‚die Verfassung‘ (noch 
präziser wohl: die autoritative Verfassungsinterpretation des Bundesverfassungsgerichts) 
‚der Souverän‘.13 

All diesen – mehr oder minder reflektierten – individualrechtlichen Begründungen des 
Demokratieprinzips ist aber gemein, dass ein Phänomen wie ‚die Gesellschaft‘ letztlich 
außerhalb ihres Analysehorizonts bleibt. 

‚Pluralismus‘ als gesellschaftliches Phänomen 

Davon unterscheidet sich eine zweite typische Argumentationslinie, die gesellschaftliche 
Heterogenität als Tatsache benennt. So meint Walter Schmitt Glaeser, dass „freiheitliche 
Gemeinschaften […] daher immer pluralistischer Natur“ sind, wobei die gesellschaftlichen 
Organisationen wegfallende traditionale und funktionale Bindungen auffange.14 

In ähnlicher Weise argumentiert Peter Badura, für den ‚Pluralismus‘ zwar ein „Verfassungs-
prinzip“ ist, dass aber für ihn lediglich 

die Anerkennung der politischen Vielfalt von Meinungen und Interessen [bedeu-
tet], wie sie organisatorisch in den politischen Parteien und in den Verbänden oder 
Interessengruppen in Erscheinung tritt.15 

Das Gemeinwohl könne aber aus dem pluralistischen ‚Kräfteparallelogramm‘ nicht entste-
hen. Letztlich räumen Badura wie Schmitt Glaeser die Tatsache bestehender gesellschaft-
licher Heterogenität ein, sie wird aber anders in der Pluralismustheorie nicht normativ 
bejaht. Sie wird eher als bedauernswerte Konstante menschlicher Vergesellschaftung 
verstanden, die dringend ‚Integration‘ von staatlicher Seite bedarf, um das Funktionieren 
von ‚Gesellschaft‘ sicherzustellen. 

13	 Vgl. Abromeit, Heidrun (1995): Volkssouveränität, Parlamentssouveränität, Verfassungssouveränität: 
Drei Realmodelle der Legitimation staatlichen Handelns, in: Politische Vierteljahresschrift 36, Nr. 1, S. 
49-66. 

14	 Schmitt Glaeser, S. 140. 
15	 Badura, Rn. D 9. 
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‚Neopluralistische‘ Bezüge 

Die bislang eher negative inhaltliche Bewertung soll nicht verdecken, dass gleichwohl in 
einer ganzen Reihe von Textpassagen letztlich die Ideen des Neopluralismus aufgenom-
men werden. Eine ganze Reihe von Autoren16 weist eine deutliche Nähe zum ‚neoplura-
listischen‘ Gedankengut auf – auch wenn sie sich nicht immer explizit darauf beziehen. 
Sehr deutlich grenzen sie sich aber in der Bewertung der gesellschaftlichen Tatsache der 
Heterogenität von der zuvor erwähnten Gruppe ab. So verweisen Martin Morlok und 
Lothar Michael nicht nur deutlich auf das Spannungsverhältnis des Pluralismus zu einer 
kollektivistisch verstandenen ‚Volkssouveränität‘, sondern machen auch klar, dass Integra-
tionsbestrebungen hinter der normativ bejahten gesellschaftlichen Vielfalt zurückzutreten 
haben: 

Der Kollektivbegriff des Volkes verdeckt eine pluralistisch aufgefächerte Vielfalt, 
in dem [sic!] es ganz unterschiedliche Auffassungen und oft miteinander rivalisie-
rende Interessen gibt. […] Zunächst ist die tatsächliche Vielfalt zu akzeptieren und 
nicht unter einem durch den Volksbegriff nahegelegten Einheitsdenken zu unter-
drücken.17 

Dieter Grimm nimmt diese Argumentation im „Handbuch des Verfassungsrechts“ nicht 
nur auf, sondern verweist konzis auf die im Grundgesetz vorgenommene Wertentschei-
dung für die normative Anerkennung gesellschaftlicher Heterogenität: 

Das GG geht […] von der tatsächlich anzutreffenden Meinungs- und Interessenviel-
falt in der Gesellschaft aus und erkennt sie als legitim an.18

In erfreulicher Argumentationstiefe verweist Christoph Gröpl darauf, dass unter einem 
solchen, implizit neopluralistischen Verständnis jegliche Bestrebungen, gesellschaftliche 
Homogenität herzustellen – erfolgten sie unter dem Banner des ‚Volkes‘ oder des ‚Gemein-
wohls‘ –, einem liberalen Demokratieverständnis widersprechen: 

Die Idee der Volkssouveränität mag dazu verleiten, in reduzierender Betrachtungs-
weise zu unterstellen, dass „das Volk“ ein homogenes Gebilde mit einheitlichem 
politischen Willen ist. Solche Vorstellungen wären der erste Schritt weg von der 
Demokratie. Denn offensichtlich ist dem nicht so: Im Volk herrscht eine Vielfalt 
von Meinungen und politischen Strömungen. […] Könnte sich dieser Pluralismus 

16	 Es handelt sich tatsächlich nur um Männer. 
17	 Morlok/Lothar, § 5, Rn. 155f. 
18	 Grimm in: Hdb d. VerfR, § 15, Rn. 4. 
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in der politischen Wirklichkeit nicht entfalten, wäre die demokratische Staatsform 
eine leere Hülle. […] Den „Volkswillen“ gibt es ebenso wenig wie das objektive oder 
objektivierbare Gemeinwohl.19 

Letztlich wird hier die politische Idee des Neopluralismus vertreten, ohne sie zu benen-
nen. Sehr deutlich wird dies auch bei Ulrich Battis und Christoph Gusy, die letztendlich 
auch die epistemologische Begründung des Neopluralismus teilen: 

Die Teilhabe an der politischen Willensbildung wird allen Bürgerinnen und Bürgern 
zugewiesen. […] Diese Zuweisung wird getragen von der der Demokratie eigenen 
Einsicht in die Beschränktheit menschlicher Erkenntnis […].20 

Bewegen sich die bisher genannten Autoren schon eindeutig auf der gedanklichen Basis 
des Neopluralismus, verweisen weitere sogar ausdrücklich auf Fraenkel.21 Außerordentlich 
elaboriert fasst Konrad Hesse den Sachverhalt zusammen: 

Das GG normiert mit der Entscheidung für die Demokratie keine abstrakte, von 
der wirklichen und augenblicklichen Gesellschaft abgelöste Doktrin, gleichgültig 
welcher Herkunft, sondern eine konkrete Ordnung heutiger geschichtlicher Wirk-
lichkeit. Diese kann nicht von einem einheitlichen Volkswillen als Voraussetzung 
einer Selbstregierung des Volkes ausgehen, sondern nur von ihrer realen Grundvor-
aussetzung: der Unterschiedlichkeit und Gegensätzlichkeit der Meinungen, Inter-
essen, Willensrichtungen und Bestrebungen und damit der Existenz von Konflikten 
innerhalb des Volkes. Von hier aus fingiert der Satz, dass alles Staatsgewalt vom 
Volke ausgeht, nicht eine Willenseinheit des Volkes, sondern er setzt jene Vielfalt 
und Gegensätzlichkeit voraus, die stets erneut die Herstellung politischer Einheit als 
Bedingung der Entstehung und des Wirkens staatlicher Gewalt notwendig macht. 
[…] Hierbei lässt es die demokratische Ordnung des Grundgesetzes nicht bewen-
den. Als Ordnung eines freien und offenen politischen Prozesses geht es ihr nicht 
nur um die Begründung zeitlich und sachlich begrenzter, von der Mehrheit des 
Volkes legitimierter Herrschaft, sondern zugleich auch um pluralistische Initiativen 
und Alternativen.22 

19	 Gröpl, Rn. 304. 
20	 Battis/Gusy, Rn. 59. 
21	 Bei Alfred Katz (Rn. 140) bleibt dies aber letztlich nur deklaratorisch.  
22	 Hesse, Rn. 133, 135. 
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Klaus Stern sieht den Pluralismus gar als eine „Einzelausprägung des Demokratieprinzips“: 

Pluralismus erweist sich heute geradezu als „Strukturelement der freiheitlich-rechts-
staatlichen Demokratie“, eine nicht-pluralistische Demokratie ist heute in der Regel 
ein autoritärer Staat.23 

So begrüßenswert es ist, wenn Stern mit dieser Formulierung ‚Demokratie‘ unter dem 
Grundgesetz explizit als ‚pluralistisch‘ definiert, so muss doch kritisch angemerkt werden, 
dass eine solche Definition die Fehlinterpretation nahelegen könnten, der Pluralismus sei 
ein Resultat der demokratischen Organisation politischer Herrschaft.24 Aus politiktheore-
tischer Sicht verhält es sich aber gerade umgekehrt: Die pluralistische Gesellschaft ist eine 
Tatsache vor aller politischen (und rechtlichen) Entscheidung und eine die Menschen-
würde achtende politische Ordnung kann dieser nur Rechnung tragen, indem sie sich als 
pluralistische, d.h. liberal-rechtsstaatliche Demokratie organisiert. 

Letztlich ist festzuhalten, dass die Etablierung einer solchen Demokratie sich nicht juris-
tisch, sondern letztlich nur philosophisch begründen lässt. Die Notwendigkeit einer sol-
chen außerjuristischen Begründung wird allerdings in der sich durch Pluralismusbezüge 
auszeichnenden Literatur nur in Ausnahmefällen explizit elaboriert. 

Pluralismus: Eine ‚Blindstelle‘ der Staatsrechtslehre? 

Die kursorische Durchsicht der staatsrechtlichen Literatur macht zunächst einmal deut-
lich: Pluralismus taucht in ihr als grundlegendes ‚Ordnungsprinzip‘ nur selten auf. Und 
wird Pluralismus als soziales Phänomen identifiziert, erschein es eher als gesellschaftliches 
‚Problem‘, das nach einer Auflösung durch staatliche ‚Integration‘ verlangt. Nur selten wird 
die Tatsache gesellschaftlicher Heterogenität als grundlegendes Strukturprinzip liberaler 
Gesellschaften identifiziert und auch normativ bejaht. 

Mit Blick auf die mit dem Pluralismus verknüpften Prinzipien des ‚Rechtsstaats‘ und der 
Demokratie ist festzustellen, dass ‚Rechtsstaat‘ meist individualistisch begründet wird, 
während ‚Demokratie‘ aus der ‚Volkssouveränität‘ abgeleitet wird. Dabei ist auffällig, dass 
der Begriff der ‚Volkssouveränität‘ in seiner Ambivalenz oft unausgeleuchtet bleibt und 
sich die Behandlung des Prinzips oft in der Erörterung der ‚Legitimationskette‘ aller staat-
lichen Funktionsausübung erschöpft. Dass könnte bei Leser:innen dazu führen, dass ein 
angemessenes liberales Demokratieverständnis letztlich völlig verfehlt wird: 

23	 Stern, Bd. 1, S. 619f. 
24	 So kritisiert etwa Ekkehard Stein das „vom BVerfG vertretene Modell der pluralistischen Demokratie“ 

(Stein in Alternativkommentar, Art. 20, Abs. 1-3 III, Rn. 16).
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Demokratie ist Herrschaft des Volkes über das Volk oder genauer: Herrschaft von 
größeren Teilen der Bevölkerung über kleinere Teile.25 

Aber auch ohne solche ‚Fehlschlüsse‘ ist festzustellen: Rechtsstaatsprinzip und Demokra-
tieprinzip werden in der Regel nicht über ‚Pluralismus‘ vermittelt, sondern – wenn über-
haupt – eher über ‚Integration‘. 

Aus Sicht eines sich zum ‚Neopluralismus‘ bekennenden Politikwissenschaftlers ernüch-
tert dieser Befund zwar. Zugleich hofft er aber mit dieser ersten Analyse einen hoffentlich 
fruchtbaren Diskurs eröffnen zu können, denn angesichts der Bedrohung durch den 
Populismus scheint auch in der Staatsrechtslehre das Problembewusstsein zu wachsen. 
Denn der Populismus, stellt Andreas Voßkuhle fest, 

untergräbt die Grundannahmen unserer pluralen Demokratie. Populistische Poli-
tiker gehen von einem homogenen Volk aus und geben vor, genau zu wissen, was 
dieses Volk will.26 

25	 Kloepfer, § 7, Rn. 21. 
26	 Süddeutsche Zeitung, 26.07.2018, S. 2. 
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